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Kirchengesetz 
zu dem Ergänzungsvertrag vom 22. Januar 1974 zum Vertrag über die 
Bildung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche vom 21. Mai 
1970 

vom 24. Juni 1974 

Die am „Nordelbienvertrag" beteiligten Landeskirchen haben am 22. Ja­
nuar 1974 einen Ergänzungsvertrag abgeschlossen. 

In der Erwägung, daß 

1. sich § 2 dieses Vertrages insbesondere auf die Rechtsgebiete der Besol­
dung, der Versorgung und der Kirchensteuer bezieht, 

2. ein „mit 2/3 Mehrheit gefaßter Beschluß des Rates" nur als gefaßt gilt, 
wenn 2/3 der Mitglieder des Rates z~gestimmt haben, 

3. „Beschlüsse des Rates" im .Sinne dieser Bestimmung keine eigene 
Gesetzesinitiative des Rates bedeuten können, 

wird das nachfolgende Kirchengesetz gemäß Artikel 45 Absatz 2 der· 
Kirchenverfassung beschlossen. 

Artikel 1 

(1) Der am 22. Januar 1974 in Lübeck unterzeichnete Ergänzungsvertrag 
zwischen 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Eutin, 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate, 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers, 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Lübeck und 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins 

zum Vertrage über die Bildung der Nordelbischen evangelisch-lutheri­
schen Kirche vom 21. Mai 1970 wird bestätigt. 

(2) Der Erganzungsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage der VerkÜndung in Kraft. 

Die Kirchenleitung 

Ergänzungsvertrag 
zum Vertrag über die Bildung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen 
Kirche vom 21. Mai 1970. 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin 
(Landeskirche Eutin) 

-,-- vertreten durch die Kirchenleitung-, 
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Die Evangelisch-Lutherische Kirche im Hamburgischen Staate 
(Landeskirche Hamburg) 

- vertreten durch den Kirchenrat~· 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Hannovers 
(Landeskirche Hannover) 

- vertreten durch den Landesbischof -, -

Die Evangelisch~Lutherische Kirche in Lübeck 
(Landeskirche Lübeck) 

- vertreten durch die Kirchenleitung-

und 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins 
(Landeskirche Schleswig-Holstein) 

- vertreten durch den Vorsitzenden der Kirchenleitung und den 
Präsidenten des Landeskirchenamts. -

schließen in Ergänzung des Vertrages über die Bildung der Nordelbischen 
evangelisch-lutherischen Kirche vom 21. Mai 1970 folgenden Vertrag: 

§ 1 

In § 10 Abs. 1 Satz 2 des Vertrages werden die Worte „einer Woche, 
höchstens jedoch von" gestrichen. 

§ 2 

(1) In§ 16 des Vertrages wird ein neuer Absatz 2 mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

(2) Will eine Synode, ein kirchenleitendes Organ oder eine Verwal-. 
tungsbehörde der Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schles­
wig-Holstein von einem mit 2/J Mehrheit gefaßten Beschluß des 
Rates nach Absatz 1 abweichen, und haben nochmalige Verhand­
lungen mit dem Rat der Nordelbischen evangelisch-lutherischen 
Kirche zu keinem Ergebnis geführt, so bedarf es zur Abweichung 
einer Mehrheit von 2/3 der Mitglieder. 

(2) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werqen in der bisherigen Reihenfolge 
Absätze 3 bis 5. 

§ 3 

Nach § 16 des Vertrages wird ein neuer § 16a mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

§ 16a 

(1) Der Rat hat die Aufgabe, die zur Errichtung eines. bei Inkrafttreten 
der Verfassung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche ar-
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beitsfähigen Kirchenamtes erforderlichen sachlichen Vorbereitungen 
und personellen Maßnahmen zu treffen. 

(2) Der R.at kann unbeschadet der verfassungsmäßigen Rechte der künf­
tigen Organe der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche in 
Erfüllung dieser Aufgabe den Präsidenten des Nordelbischen Kirchen­
amtes berufen. 

(3) Der Rat kann im Benehmen mit. dem Präsidenten Mitarbeiter, insbe­
sondere Dezernenten für das Nordelbische Kirchenamt berufen. 

(4) Die Amtszeit der nach Abs. 2 und 3 berufenen Personen endet fünf 
Jahre nach Inkrafttreten der Verfassung der Nordelbischen evange­
lisch-lutherischen Kirche. 

(5) Alle bei den Berufungen nach Abs. 2 und 3 auftretenden dienstrecht­
lichen Fragen regelt der Rat durch Beschluß. 

§ 4 
Für die Bestätigung dieses Vertrages durch Kirchengesetze der vertrag­
schließenden Landeskirchen und das Inkrafttreten gilt § 21 des Vertrages 
vom 21. Mai 1970 entsprechend. 

Lübeck, den 22. Januar 1974 

EVANGELISCH-LUTHERISCHE LANDESKIRCHE EUTIN 
gez. Kieckbusch ·(Bischof) gez. Muus (Oberkirchenrat) 

EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHE IM 
HAMBURGISCHEN STAATE 

gez. D. Wölber (Präsident des Kirchenrates) 

EVANGELISCH-LUTHERISCHE LANDESKIRCHE HANNOVERS 
gez. Dr. Wiese (In Vertretung des Landesbischofs) 

EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHE IN LÜBECK 
gez. Stoll (Senior) gez. Göldner (Oberkirchenrat) 

EVANGELISCH-LUTHERISCHE LANDESKIRCHE 
SCHLESWIG-HOLSTEINS 

KIRCHENLEITUNG 
gez. Dr. Hübner 

(Bischof 
als Vorsitzender der Kirchenleitung) 

gez. Dr. Grauheding 
(Präsident des Landeskirchenamtes 

als Mitglied der Kirchenleitung) 

Die Kirchenleitung 
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Kirchengesetz 
über ein Kirchengericht der evangeliscb-lutherischen Kirchen 

in Schleswig-Holstein und Hamburg 
vom 16. 10. 1972 

Die Synode hat gemäß Artikel 82 der Kirchenverfassung als Kirchen­
gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung des Kirchengerichts 

(1) Dem Vertrag über die Errichtung und die Ordnung eines Kirchen~ 
gerichts der evangeliSch-lut"heriSCheii.--Rl.rcheiiinsci'.iieswfg~:H~i;t~in 
und Hamburg (Anlage zu diesem Gesetz) wird zugestimmt. 

(2) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, den Vertrag unterschriftlich zu 
vollziehen. 

(3) Mit dem Inkrafttreten des Vertrages wird das durch ihn geschaffene 
Recht für die Landeskirche bindend. 

§ 2 

Zuständigkeit in Verfassungssachen 

(1) Das Kirchengericht entscheidet in Verfassungssachen 

a) über die Auslegung der Kirchenverfassung aus Anlaß von Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen derKirchenleitung und derSynode 
über den Umfang ihrer Rechte und Pflichten, 

b) über die Vereinbarkeit von Kirchengesetzen, Kirchenverordnungen 
und Satzungen mit der Kirchenverfassung auf Antrag der Kirchen­
leitung oder eines Fünftels der Zahl der gesetzlichen Mitglieder der 
Synode. 

(2) Der Antrag nach Abs. 1 Buchstabe a ist nur zulässig, wenn der Antrag­
steller geltend macht, durch eine Maßnahme oder Unterlassung des 
Antraggegners in seinen Rechten und Pflichten verletzt oder unmittel­
bar gefährdet zu sein. 

(3) Der Antrag nach Abs. 1 Buchstabe bist nur zulässig, wenn der Antrag­
steller eine Rechtsnorm eines Kirchengesetzes, einer Kirchenverord­
nung oder einer Satzung wegen ihrer förmlichen oder sachlichen Un­
vereinbarkeit mit der Kirchenverfassung 

a) für nichtig hält oder 

b) für gültig hält, nachdem ein kirchliches Organ oder eine kirchliche 
Amtsstelle sie als unvereinbar mit der Kirchenverfassung nicht an­
gewendet hat. 



(4) Unberührt bleibt die Zuständigkeit des Verfassungs- und Ver"Waltungs­
gerichts. der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch­
lands nach § 2 Abs. 1 Buchst. a des Kirchengesetzes über die Errichtung 
eines Verfassungs- und Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Evange­
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 23. Juni 1950 in der Fas­
sung des Kirchengesetzes vom 12. Dezember 1968 (ABI. VELKD Bd. III 
s. 95). 

§ 3 

Zuständigkeit in Verwaltungssachen 

(1) Das Kirchengericht entscheidet in Verwaltungssachen 

a) über den Antrag auf Aufhebung eines Verwaltungsaktes einer kirch­
lichen Amtsstelle (Anfechtungsklage), 

b) über den Antrag auf Vornahme eines abgelehnten oder unterlasse­
nen Verwaltungsaktes einer kirchlichen Amtsstelle (Verpflichtungs­
klage), 

c) über das Bestehen oder Nichtbestehen eines öffentlich-rechtlichen 
Rechtsverhältnisses aufgrund des in der Landeskirche geltenden 
Rechts oder über· die Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes (Fest­
stellungsklage), 

d) über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen kirchlichen Kör­
perschaften, die der Aufsicht der Landeskirche unterstehen, soweit 
die Streitigkeiten nicht unter § 2 oder Buchst. a bis . c oder e 
fallen, 

e) über alle ihm sonst durch Kirchengesetz zugewiesenen Fälle. 

(2) Zur Erhebung der Anfechtungs- und der Verpflichtungsklage (Abs .. 1 
Buchst. a und b) ist nur befugt, ·wer geltend macht, durch den Ver­
waltungsakt oder seine Ablehnung oder Unterlassung in seinen Rech­
ten verletzt zu sein. 

(3) Die Feststellungsklage (Abs. 1 Buchst. c) steht nur demjenigen zu, der 
ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellttng hat. Die Fes.t­
stellting des Bestehens oder Nichtbestehens eines öffentlich-rechtlichen 
Rechtsverhältnisses kann nicht begehrt werden, wenn der Kläger seine 
Rechte durch Anfechtungs-, Verpflichtungs-. oder Leistungsklage (Abs.1 
Buchst. a, b und d) verfolgen kann oder hätte verfolgen können; dies 
gilt nicht, wenn die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungs­
aktes begehrt wird. 
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§ 4 

Kirchensteuerstreitigkeiten 

Das Kirchengericht entscheidet nicht in Streitigkeiten über Kirchen­
steuern. 

§ 5 

Vermögensrechtliche Streitigkeiten 

Unbeschadet seiner Zuständigkeit für Entscheidungen auf dem Gebiet 
des kirchlichen Dienstrechts nach § 3 entscheidet das Kirchengericht nicht 
über vermögensrechtliche Ansprüche aus dem Dienstverhältnis. der In­
haber kirchlicher Amts- und Dienststellungen. 

§ 6 

Geistliche Angelegenheiten 

Die Verwaltung der Sakramente und die Gewährung oder Verweigerung 
von sonstigen geistlichen Amtshandlungen unterliegen nicht der Nachprü­
fung durch das Kirchengericht. 

§ 7 

Andere Gerichte 

Die Zuständigkeit anderer kirchlicher Gerichte sowie sonstiger richterlich 
tätiger kirchlicher Organe, die auf besonderer kirchengesetzlicher Vor­
schrift beruht, wird durch dieses Kirchengesetz nicht berührt. 

§ 8 

Gerichtsverfassung, Verfahren 

Für die Gerichtsverfassung des Kirchengerichts und für die Verfahren 
gelten die Bestimmungen der Kirchengerichtsordnung. 

§ 9 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 
(2) Am 31. Dezember 1972 beim Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 

Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands anhängige 
Verfahren sind nach den bisherigen Vorschriften zu Ende zu führen. 

Die Kirchenleitung 
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Vertrag 
über die Errichtung und die Ordnung eines Kirchengerichts der 

evangelisch-lutherischen Kirchen in Schleswig-Holstein und Hamburg 

§ 1 
Zur Verhandlung und Entscheidung kirchlicher Verfassungs- und Verwal­
tungsstreitigkeiten errichten 

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins, 
vertreten durch ihre Kirchenleitung, 
die Evangelisch-Lutherische Kirche im Hamburgischen Staate, 
vertreten durch den Kirchenrat, 
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Lübeck, 
vertreten durch ihre Kirc.li.enleitung, 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin, 
vertreten durch den Landeskirchenrat, 

ein Kirchengericht als gemeinsames Verfassungs- und Verwaltungsgericht 
mit dem Sitz in Kiel. 

§ 2 
Das Kirchengericht führt die Bezeichnung „Kirchengericht der evange­
lisch-lutherischen Kirchen in Schleswig-Holstein und Hamburg". 

§ 3 
Die Zuständigkeit des Kirchengerichts richtet sich nach dem Recht der 
vertragschließenden Kirchen. 

§ 4 
Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der beiliegenden Kirchen­
gerichtsordnung, die Bestandteil dieses Vertrages ist. 

§ 5 
Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch--Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins 

Kiel, den 29. Januar 1974 

gez. Dr. Hübner gez. Dr. Grauheding 
Bischof Siegel Präsident 

Vorsitzender als Mitglied 
der Kirchenleitung der Kirchenleitung 

Der Kirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
im Hamburgischen Staate 

Hamburg, den 13. Dezember 1973 
gez. D. Wölber 

Siegel Bischof 
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Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen.Kirche in Lübeck 

Lübeck, den 20. Februar 197 4 
gez. Stoll 

Siegel Senior 

Der Landeskirchenrat 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche in .Eutin 

Eutin, den 6. März 1974 

gez. Kieckbusch 
Bischof Sjegel 

gez. Muus 
Oberkirchenrat 

Evang.-luth. Kirche im Hamburgischen Staate 
der Kirchenrat 

Zusatzprotokoll 
zum Vertrag über die Errichtung und die Ordnung eines Kirchengerichts 

·der evangelisch-lutherischen Kirchen in Schleswig-Holstein 
und Hamburg 

Im Auftrag der Synbcte der Evang.-luth. Kirche im Hamburgi~cli~n Staate 
gibt der Kirchenrat zur Kirchengerichtsordnung folgende Erklärung ab: 

Die gegenwärtige Fassung des § 12 Abs. 4 .Satz 3 der Kirchengerichts­
ordnung wird dahin ausgelegt, daß die fn ihm genannten Ausschlußtermine 
für die Geltendmachung der Ablehnung wegen Besorgnis der Befangen­
heit sich nur auf bekannte Ablehnungsgründe erstrecken. Die §§ 64 und 65 
der Kirchengerichtsordnung sollen alsbald durch die Synode der Nord­
elbischen Kirche in der Richtung überprüft werden, daß auch in Ver­
fassungsangelegenheiten· die Revision auf wesentliche Verfahrensverlet­
zungen soll gestützt werden können. 
Hamburg, den 3. Dezember 1973 gez. D. W ö 1 b er 

Kirchengerichtsordnung 
des Kirchengerichts der evangelisch-lutherischen Kirchen 

in Schleswig_;Holstein und Hamburg 

I. Abschnitt 

Zusammensetzung des Kirchengerichts 

§ 1 

Unabhängigkeit der Richter 

Die Mitglieder des Kirchengerichts sind unabhängig und nur an das in 
den Landesk.irchen geltende Recht gebunden. 
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§ 2 

Zusammensetzu:ng des Kirchengerichts 

(1) Das Kirchengericht besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten 
und der erforderlichen Zahl von Beisitzern. 

(2) Ein Beisitzer wird zum ständigen Vertreter des Präsidenten bestellt 
und führt die Dienstbezeichnung Vizepräsident. 

(3) Der Präsident, der Vizepräsident und die rechtskundigen Beisitzer 
müssen die Fähigkeit zum Richteramt besitzen. 

(4) Die Mitglieder des Kirchengerichts müssen nach dem Recht der Landes­
kirche, aus der sie berufen werden, zu Kirchenältesten oder zu Kirchen­
vorstehern wählbar sein; von dem Erfordernis. des Wohnsitzes im Ge­
biet der Landeskirche kann abgesehen werden. 

(5) Mitglieder der Kirchenleitungen, der Landessynoden und der obersten 
landeskirchlichen Verwaltungsbehörden sowie deren Beamte und An­
gestellte dürfen dem Kirchengericht nicht angehören. 

§ 3 

Bestellung der Richter des Kirchengerichts 

(1) Der Präsident und die übrigen Mitglieder des Kirchengerichts werden 
von den Kirchenleitungen der vertragschließenden Kirchen gemeinsam 
auf jeweils 6 Jahre bestellt. 

(2) Die Mitglieder des Kirchengerichts werden wie folgt vorgeschlagen: 

a) Der Präsident, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
ein weiterer Beisitzer, 
durch die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Hol­
steins, 

b) der vl.zepräsident, 
ein ordinierter Theologe als Beisitzer, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
durch die Evangelisc..li-Lutherische Kirche im Hamburgischen Staate, 

c) ein weiterer Beisitzer, 
ein ordinierter Theologe als Beisitzer, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
durch die Evangelisch-Lutherische Kirche in Lübeck und die Evan­
gelisch-Lutherische Landeskirche Eutin gemeinsam. 

(3) Werden gegen einen Vorgesc]:ilagenen von einer vertragschließenden 
Kirche Bedenken erhoben, so ist ein neuer Vorschlag zu machen. 
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(4) Die Bestellungsurkunden unterzeichnet im Namen der vertragschlie­
ßenden Kirchen der Vorsitzende der Kirchenleitung der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins; er nimmt auch die 
Verpflichtung vor. 

(5) Wird während der Amtszeit infolge Ausscheidens eines Mitgliedes die 
Bestellung eines Ersatzmitgliedes notwendig, so endet dessen Amts­
zeit mit dem Ablauf der Amtszeit der übrigen Mitglieder. 

§ 4 

Kammern des Kirchenge:richts 

(1) Das Kirchengericht verhandelt und entscheidet durch Kammern in der 
Besetzung von fünf Mitgliedern. 

(2) In den einzelnen Rechtssachen muß mindestens ein Mitglied des Kir­
chengerichts mitwirken, das der Landeskirche angehört, aus der die 
betreffende Rechtssache abhängig geworden ist. 

§ 5 

· ·'Anzahl und Zusammensetzung der Kammern 

(l) Beim Kirchengericht wird zunächst eine Kammer ~ebildet, die mit dem 
Präsidenten, zwei rechtskundigen Beisitzern und zwei weiteren Beisit­
zern, von denen der eine ordinierter Theologe sein muß, besetzt ist. 

(2) Macht der Geschäftsanfall die Bild1:1ng einer zweiten Kammer erforder­
lich, so wird der Vizepräsident zu .ihrem Vorsitzer bestellt; an. seine 
Stelle wird gemäß § 3 ein rechtskundiger Beisitzer als Mitglied der 
ersten Kammer bestellt. Die weiteren Mitglieder der zweiten Kammer 
werden gemäß§ 3 bestellt. 

(3) Der Präsident und der Vizepräsident können s~ch im Kammervorsitz 
gegenseitig vertreten. 

§ 6 

Präsidium 

(1) Das Kirchengericht bildet ein Präsidium, das aus dem Präsidenten, dem 
Vizepräsidenten und dem an Lebensjahren ältesten ordinierten Bei­
sitzer besteht. 

Im Falle der Verhinderung werden der Präsident durch den Vize­
präsidenten, der Vizepräsident durch den an Lebensjahren ältesten 
rechtskundigen Beisitzer, der ordinierte Beisitzer durch den an Lebens­
jahren nächstältesten ordinierten Beisitzer vertreten. 
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(2) Das Präsidium bestimmt für jeweils zwei Jahre im voraus. die Ge­
schäftsverteilung auf die Kammern und die Grundsätze, nach welchen 
die Mitglieder des Kircpengerichts und ihre Vertreter an den Verfah­
ren mitwirken. Diese Anordnung kann nur wegen zu starker Be­
lastung, wegen Wechsels oder dauernder Verhinderung einzelner Mit­
glieder geändert werden. 
Ist eine zweite Kammer gebildet worden, sind die Verfassungssachen 
nur einer Kammer zuzuweisen. 

§ 7 

Beendigung der Mitgliedschaft im Kirchengericht und vo:rfäufige 
Entbindung vom Richteramt 

(1) Das Amt eines Mitgliedes des Kirchengerichts ist für beendet zu er­
klären, 

, a) wenn die Voraussetzungen für seine Ernennung nicht vorlagen oder 
entfallen sind, 

b) wenn das Mitglied seine Amtspflichten gröblich verletzt hat, 

c). wenn das Mitglied in einem Strafverfahren zu einer Freiheitsstrafe 
oder anstelle einer . Freiheitsstrafe zu einer Geldstrafe oder wenn 
es in einem förmlichen Amtszuchtverfahren zu Geldbuße oder einer 
schweren Strafe rechtskräftig verurteilt wird und wenn es dadurch 
nach der Art der Handlung, deretwegen es verurteilt ist, seine 
Eignung als Mitglied eines kirchlichen Gerichts verloren hat, 

d) wenn das Mitglied infolge. körperlicher oder geistiger Gebrechen 
nicht mehr in der Lage ist, das Richteramt auszuüben. 

(2) Ein Mitglied karin von seinem Amt vorläufig entbunden werden, 

a) wenn gegen das Mitglied wegen eines Verbrechens oder eines vor­
!:!.ätzlichen Vergehens ein Strafverfahren eingeleitet ist, 

b) wenn gegen das Mitglied ein förmliches Disziplinarverfahren ein­
geleitet ist, 

c) wenn dem Mitglied die Ausübung seines Dienstes als Inhaber eines 
geistlichen Amtes, als Kirchenbeamter, als Richter oder als Beamter 
einer nichtkirchlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts vorläufig 
untersagt ist oder wenn ihm ein staatlich gesetzlich vorgesehenes 
Ehrengericht die Ausübung einer sonstigen beruflichen Tätigkeit 
untersagt hat. 

(3) Die Entscheidungen aufgrun,d der Absätze 1 und 2 trifft das Präsidium 
d~s Kirchengerichts nach Anhörung der Kirchenleitungen der vertrag­
schließenden Kirchen. 
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§ 8 
'Rechtsstellung der Richter 

(1) Die Mitglieder des Kirchengerichts sind zur Verschwiegenheit ver­
pflichtet. 

(2) Die Mitglieder des Kfrchengerichts üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
aus. Sie erhalten Ersatz ihrer Unkosten und eine Aufwandsentschädi­
gung rtach Grundsätzen, die die vertragschließenden Kirchen besonders· 
vereinbaren. 

§ 9 
Geschäftsstelle des Kirchengerichts 

(1) Es wird eine Geschäftsstelle gebildet; für die das Landeskirchenamt 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins die 
erforderlichen Hilfskräfte und Einrichtungen zur Verfügung .stellt. Für 
die Hilfskräfte gilt § 8 Absatz 1 entsprechend. 

(2) Die Hilfskräfte werden vom Präsidenten auf gewissenhafte Ausübung 
ihres Amtes verpflichtet. 

§ 10 

Umlage der Kosten des I\:.irchengerichts 

Die Kosten des Kirchengerichts, soweit es sich nicht um Verfahrenskosten 
handelt, tragen: die vertragschließenden Kirchen im Verhältnis des Um­
lageschlüssels der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

H. Abschnitt 

AIIgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 11 

Ausschluß vom Richteramt 

Von der Mitwirkung im Kirchengericht ist ausgeschlossen, 
1. wer selbst Partei ist oder zu einer Partei in dem Verhältnis eines 

Mitberechtigten, Mitverpflichteten ·oder Regreßpflichtigen steht; 
2. wer mit einem Beteiligten verheiratet ist oder war, in gerader Linie 

vel'Wandt, verschwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seiten­
linie bis zum dritten Grade verwandt oder bis ·zum zweiten Grade 
verschwägert ist,. auch wenn die Ehe, durch die die Schwägerschaft 
begründet worden ist, nicht mehr besteht; 

3. wer in derselben Sache bereits von Amts oder Berufs wegen tätig ge­
wesen ist; als solche Tätigkeit gilt nicht die Mitwirkung im Gesetz­
gebungsverfahren; 

4. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverständiger vernommen worden 
ist. 
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§ 12 

Ablehnung des Richters 

(1) Die Beteiligten können ein Mitglied des Kirchengerichts sowohl in 
den Fällen, in denen es von der Mitwirkung im Kirchengericht ausge­
schlossen is.t als auch wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnen. 

(2) Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung statt, wenn 
ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Zweifel an der Unpar:teilichkeit
des Mitgliedes zu rechtfertigen. 

(3) Wird ein Mitglied des Kirchengerichts abgelehnt, so entscheidet das 
Kirchengericht unter Ausschluß des Abgelehnten; bei Stimmengleich­
heit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(4) Die Ablehnung ist zu begründen. Der Abgelehnte hat sich dazu zu 
äußern. Die Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit ist unbe­
achtlich, wenn sie nicht spätestens zu Beginn der mündlichen Verhand­
lung erklärt wird; bei Verzicht auf mündliche Verhandlung ist der 
Zeitpunkt der Verzichterklärung, in sonstigen schriftlichen Verfahren 
der Zeitpunkt der Endentscheidung maßgebend. 

(5) Erklärt sich ein Mitglied, das nicht abgelehnt ist, selbst für befangen 
oder bestehen Zweifel darüber, ob ein Mitglied nach§ 11 ausgeschlossen 
ist, so gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für den 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. 

§ 13 

Ve:rfahrensbeteiligte 

(1) Beteiligte am Verfahren sind 

a) der Kläger, 

b) der Beklagte, 

c) der nach Absatz 2 bestellte Vertreter des allgemeinen kirchlichen 
Interesses, 

d) der Beigeladene. 

(2) Zur· Wahrung des allgemeinen kirchlichen Interesses können die 
Kirchenleitungen ·ein~n Vertreter bestellen, sofern sie nicht selbst als 
Kläger oder Beklagte beteiligt sind. 

(3) Der nach Absatz 2 bestellte Vertreter kann selbständig Prozeßhandlun­
gen vornehmen. Et ist an die Weisungen des ihn entsendenden Organs 
gebunden. 
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§ 14 

Beiladung 

(1) Das Kirchengericht kann, solange das Verfahren noch nicht rechts­
kräftig abgeschlossen oder bei dem Revisionsgericht anhängig ist, von 
Amts wegen oder auf Antrag andere, deren rechtli<;:he Interessen durch 
die Entscheidung berührt werden, beiladen. 

(2) Sind an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derartig beteiligt, daß 
die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann, 
so sind sie beizuladen (notwendige Beiladung). 

(3) Der Beiladungsbeschluß ist allen Beteiligten zuzustellen. Dabei sollen 
der Stand der Sache und der Grund der Beiladung angegeben werden. 

(4) Der Beschluß ist unanfechtbar. 

§ 15 

Rechtsstellung des Beigeladenen 

Der Beigeladene kann innerhalb der Anträge eines Beteiligten selbstän­
dige Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend machen und alle Verfah­
renshandlungen wirksam vornehmen. Abweichende Sachanträge kann er 
nur stellen, wenn eine notwen.dige Beiladung vorliegt. 

§ 16 

Vertreter der Beteiligten und VerfahrensbevoUmächtigte 
(1) Die Parteien können einen ordinierten kirchlichen Amtsträger, einen 

ordentlichen Professor der Theologie, einen Rechtsanwalt oder eine 
andere zum Richteramt befähigte Personen mit ihrer Vertretung be­
trauen oder als Beistand zuziehen; diese müssen einer evangelischen 
Kirche angehören. Kirchliche Körperschaften können sich durch ein 
Mitglied ihres. Vertretungsorgans vertreten lassen. 

(2) Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen. Sie kann nachgereicht werden; 
hierfür kann das Kirchengericht eine Frist bestimmen. Ist ein Bevoll­
mächtigter bestellt, so sind die Zustellungen oder Mitteilungen des 
Kirchengerichts an ihn zu richten. 

§ 17 

Zustellungen 

(1) Anordnungen und Entscheidungen, durch die eine Frist in Lauf gesetzt 
wird, sowie Terminbestimmungen und Ladungen sind zuzustellen. 

(2) Die Zustellung erfolgt von Amts wegen. 

(3) Schriftstücke können zugestellt werden 
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1. durch Übergabe an den Empfänger gegen Empfangsschein; ver­
weigert der Empfänger die Annahme des Schriftstückes oder ·das 
Ausstellen des. Empfangsscheines, so gilt das Schriftstück mit der 
Weigerung als zugestellt, wenn darüber eine Niederschrift gefertigt 
und zu den Akten genommen ist, 

2. durch einges·chriebenen Brief mit Rückschein, 

3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, 

4. durch Bekanntmachung im kirchlichen Amtsblatt, wenn der Auf­
enthalt des Empfängers nicht zu ermitteln ist, 

5. an Behörden und sonstige kirchliche Amtsstellen auch durch Vor­
legen der Akten mit der Urschrift des zuzustellenden Schriftstückes; 
der Empfänger hat den Tag, an dem ihm die Akten vorgelegt wer­
den, darin zu vermerken. 

(4) Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen zustellungs­
bevollmächtigten zu bestellen. 

§ 18 

Einreibhen von Schriftsätzen an das :Kirchengericht 

(1) Schriftsätze, die an das Kirchengericht zu richten sind, gelten als bei 
dem Kirchengericht eingegangen, wenn sie bei der für den Beteiligten 
zuständigen landeskirchlichen Verwaltungsbehörde eingegangen sind. 
Diese versieht die eingegangenen Schriftsätze mit Eingangsdatum und 
leitet sie unverzüglich an die Geschäftsstelle des Kirchengerichts weiter. 

(2) Allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten bei­
gefügt werden. 

§ 19 

:Klageschrift 

(1) Die Klage ist unmittelbar bei dem Kirchengericht schriftlich oder zu 
Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erheben. Sie 
muß den Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen; 
sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die­
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene 
Verfügung und der Beschwerde- oder Einspruchsbescheid. (§ 48) sollen 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

(2) Entspricht die Klage diesen c Anforderungen nicht in vollem Umfange, 
so hat der Vorsitzende den Kläger zu der erforderlichen Ergänzung 
innerhalb einer bestimmten Frist aufzufordern. 
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§ 20 

Zurückweisung der Klage durch den Vorsitzenden 

(1) Erweist sich die Geltendmachung des Anspruchs als rechtlich unzulässig 
oder offensichtlich unbegründet, so kann der Vorsitzende die Klage 
ohne mündliche Verhandlung durch einen begründeten Bescheid zu­
rückweisen. Der Bescheid ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Jeder Beteiligte kann innerhalb eines Monats nach Zustellung des 
Bescheides: mündliche Verhandlung beantragen. 

(3) Ist der Antrag nach Absatz 2 rechtzeitig gestellt, so gilt der Bescheid 
als nicht ergangen; andernfalls wirkt er als rechtskräftiges Urteil. Die 
Beteiligten sind in dem Bescheid über den Rechtsbehelf zu belehren. 

§ 21 

Kfa1,geänderung 

(1) Eine Änderung der Klage ist zulässig, wenn die übrigen Beteiligten 
einwilligen oder das Kirchengericht die Änderung für sachdienlich hält. 

(2) Die Einwilligung des Beklagten in die Änderung der Klage ist anzuneh­
men, wenn er sich, ohne ihr zu widersprechen, in eiriein S~hriftsatz oder 
in ein.er mündlichen Verliandlung auf die geänderte Klage eingelassen 
hat. 

(3) Die. Entscheidung, daß eine Änderung der Klage nicht vorliege oder 
zuzulassen sei, ist nicht selbständig anfechtbar. 

§ 22 

Rücknahme der Klage 

(1) Der Kläger kann bis zur Rechtskraft des Urteils seine Klage zurück­
nehmen. Die Zurücknahme nach der Stellung der Anträge in der münd­
lichen Verhandlung setzt die Einwilligung des Beklagten und, wenn 
ein Vertreter des allgemeinen kirchlichen Interesses an der mündlichen 
Verhandlung teilgenommen hat, auch seine Einwilligung voraus. 

(2) Wird die Klage zurückgenommen, so stellt das Kirchengericht das 
Verfahren durch Beschluß ein und spricht _in ihm die Rechtsfolgen der 
Zurücknahme aus. 

§ 23 

Verbindung und Trennung von Verfahren 

Das Kirchengericht kann durch Beschluß mehrere bei ihm anhängige Ver­
fahren über den gleichen Gegenstand zur gemeinsamen Verhandlung und 
Entscheidung verbinden und wieder trennen. Es ·kann anordn~n, daß 
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mehrere in einem Verfahren erhobene Ansprüche in getrennten Verfahren 
verhandelt u.nd entschieden.werden. 

§ 24 

Zustellung de:r Klageschrift zu:r Gegenäußerung 

Der Vorsitzende verfügt die Zustellung der Klage an den Beklagten und 
bestimmt eine Frist zur Gegenäußerung. Der Vorsitzende verfügt die .Zu­
stellung der Gegenäußerung an den Kläger. 

§ 25 
Aussetzung des Verfahrens mit Rücksicht auf anderweitige Verfahren 

Ist in. einem anderen Verfahren über Tatbestände oder Rechtsfragen zu 
entscheiden, deren Klärung für das Verfahren vor dem Kirchengericht 
von Bedeutung ist, so kann das Kirchengericht das bei ihm anhängige 
Verfahren bis zur Erledigung des anderen Verfahrens aussetzen. 

§ 26 

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

per Vorsitzende oder ein von ihm zu bestimmendes Mitglieddes E;irchen­
gerichts hat schon vor qer mündlichen Verhandh.mg alle Anordnungen 
zu treffen, die notwendig sind, um den Rechtsstreit möglichst in einer 
mündlichen Verhandlung zu erledigen. Er ist berechtigt, die Beteiligten 
zur gÜtlichen Beilegung des Rechtsstreits zu laden und einen Vergleich 
entgegenzunehmen. 

§ 27 

Vorbereitende Scltriftsätze 

,(1) Die Beteiligten sollen zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 
Schriftsätze einreichen. Hierzu kann sie der Vorsitzende unter Frist­
s.etzung auffordern. Die Schriftsätze sind den Beteiligten von Amts 
wegen zuzustellen. · 

(2) .Den Schriftsätzen sind die Urkunden, auf die Bezug genommen wird, 
. in Urschrift oder in der erforderlichen Zahl von .Abschriften ganz oder 
im Auszug beizufügen. Sind die Urkunden dem Gegner bereits bekannt 
oder sehr umfangreich, so genügt die genaue Bezeichnung mit dem An­
erbieten, Einsicht bei Gericht zu gewähren. 

§ 28 

Erforschung des Sachverhalts 

(1) Das. Kirchengericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen. Es 
ordnet die erfor(!.erlichen Beweise an. Es kann eines seiner Mitglieder 
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mit der Beweisaufnahme beauftragen. Zeugen und Sachverständige 
können nach Maßgabe landesrechtlicher Regelungen beeidigt werden. 
In geeigneten Fällen kann das Kirchengericht schon vor der mündlichen 
Verhandlung durch eines seiner Mitglieder Beweis erheben lasse~-· 

(2) Ein in der mündlichen Verhandlung gestellter Beweisantrag kann riur 
durch einen Beschluß des Kirchengerichts, der zu begründen ist, abge­
lehnt werden. 

(3) Der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß Formfehler beseitigt, 
unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge gestellt, ungenügende 
tatsächliche Angaben ergänzt, ferner alle für die Feststellung und 
Beurteilung des Sachverhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben 
werden. 

§ 29 

Amtshilfe 

(1) Alle kirchlichen Amtsstellen leisten dem Kirchengericht Amtshilfe. Sie 
sind zur Vorlage von Urkunden oder Akten und zu Auskünften ver­
pflichtet. Wenn die Einsicht in Akten oder Urkunden oder die Erteilung 
von Auskünften gesetzli'ch beschränkt ist oder wenn es sich uni Vor­
gänge handelt, die ihrem. Wesen nach geheimzuhalten sind, kann die 
aktenführende Stelle die Einsicht in die Akten oder Urkunden oder die 
Erteilung von Auskünften verweigern. Auf Antrag eines Beteiligten 
entscheidet das Kirchengericht durch Beschluß, ob die Verweigerung 
der Einsicht in Akten oder Urkunden berechtigt ist. Die oberste kirch­
liche Verwaltungsbehörde ist zu diesem Verfahren beizuladen. 

(2) Die Rechts- und Amtshilfe staatlicher Behörden richtet sich nach .den 
staatlichen Vorschriften. 

§ 30 

Bindung des Gerichts an die Anträge 

Das Kirchengericht darf über die gestellten Anträge nicht hinausgehen, 
ist aber an deren Fassung nicht gebunden. Die Vorschrift des § 46 Abs. 1 
Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 31 

Grundsatz.der mündlichen Verhandlung, Öffentlichkeit des Verfahrens 

(1) Die Entscheidung ergeht aufgrund mündlicher Verhandlung. Die Be­
tefügten werden zu allen Beweis- und Verhandlungsterminen geladen. 

(2) Die Verhandlung ist öffentlich, sowei~ das Kirchengericht nichts anderes 
beschließt. 
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§ 32 

Verzicht auf die mündliche Verhandlung 

Sofern alle Beteiligten auf mündliche Verhandlung verzichten, kann die 
EntsCheidung nach Lage der Akten ergehen. 

§ 33 

Anberaumung der Termine zur mündlichen Verhandlung 

(1) Sofern die Beteiligten nicht auf mündliche Verhandlung verzichtet 
haben, hat der Vorsitzende diese anzuberaumen. 

(2) Der Vorsitzende kann die Anberaumung der mündlichen Verhandlung 
von der Einzahlung eines Vorschusses des Klägers zur Deckung der 
Auslagen abhängig machen. 

§ 34 

Ladung 

(1) Sobald der Termin, zur mündlichen Verhandlung bestimmt ist, sind die 
Beteiligten mit einer Ladungsfrist von mindestens zwei Wochen zu 
laden. In dringenden Fällen ka.,nn der Vorsitzende die Fri~t abkürzEm. 

(2) Bei der Ladung ist qarauf hinzuweisen, daß beim Ausbleiben eines 
Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann. 

§ 35 

Der Gang der mündlichen Verhandlung 

(1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die mündliche Verhandlung. 

(2) Nach Aufruf der Sache trägt der Vorsitzende oder der Berichterstatter 
den wesentlichen Inhalt der Akten vor. 

(3) Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort, um ihre Anträge zu stellen 
und zu begründen. 

§ 36 

Erörterung des VerfaJ,irensgegenstandes 

(1) Der Vorsitzende hat den Verfahrensgegenstand mit den Beteiligten 
tatsächlich und rechtlich zu erörtern. 

(2) Der Vorsitzende hat jedem Beisitzer des Kirchengerichts auf Verlangen 
zu gestatten, Fragen zu stellen. Wird eine Frage beanstandet, so ent­
scheidet das Kirchengericht. 

(3) Nach Erörterung des Verfahrensgegenstandes erklärt der Vorsitzende 
die mündliche Verhandlung für geschlossen. Das Kirchengericht kann 
die Wiedereröffnung beschließen. 
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§ 37 

Freie Beweiswürdigung, Vberzengungsgrundsatz 

(1) Das Kirchengericht entscheidet nach seiner freien, aus dem Inhalt des 
gesamten Verfahrens gewonnenen Überzeugung. In der Entscheidung 
sind die Gründe anzugeben, die für die richterliche Überzeugung leitend 
gewesen sind. 

(2) Die Entscheidung darf nur auf Tatsachen oder Beweisergebnisse ge­
stützt werden, zu denen die Beteiligten sich äußern konnten. 

§ 38 

Beratung und Abstimmung 

(1) Das Kirchengericht entscheidet in geheimer Beratung mit der Mehrheit 
der Stimmen. 

(2) Die Mitglieder stimmen nach dem Lebensalter; der Jüngere stimmt vor 
dem Älteren. Wenn ein Berichterstatter ernannt ist, so stimmt er zuerst. 
Die nicht rechtskundigen Mitglieder stimmen vor den rechtskundigen. 
Zuletzt stimmt der Vorsitzende. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Beratung, stellt die .Fragen und sammelt die 
Stimmen. 

(4) Meinungsverschiedenheiten über den Gegenstand, die Fassung und die 
Reihenfolge der Fragen oder über das Ergebnis der Abstimmung ent­
scheidet das Kirchengericht. 

(5) Kein Mitglied darf die Abstimmung über eine Frage verweigern, weil 
er in der Abstimmung über eine vorhergegangene Frage in der Minder­
heit geblieben ist. 

§ 39 

Urteil, .Zwischenurteil und Teilurteil 

(1) Über die Klage wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, durch Urteil 
entschieden. 

(2) Über die Zulässigkeit der Klage kann durch Zwischenurteil vorab ent­
schieden werden. 

(3) Ist nur ein Teil des Streitgegenstandes zur Entscheidung reif, so kann 
das Kirchengericht diesen Teil vorab entscheiden. 

§ 40 

Erkennende Richter 

Die Entscheidung darf nur von den Mitgliedern des Kirchengerichts ge­
fällt werden, die an der ihr zugrundeliegenden Verhandlung teilgenommen 
haben. 
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§ 41 

Verkündung und Zustellung des Urteils 

(1) Das Urteil wird, wenn eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, 
in der Regel in dem Termin, in dem die mündliche Verhandlung ge­
schlossen wird, verkündet. Das Urteil ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Statt der Verkündung ist die Zustellung des Urteils zulässig; dann 
ist die Urteilsformel binnen zwei Wochen nach der mündlichen Ver­
handlung der Geschäftsstelle zu übergeben. 

(3) Entscheidet das Kirchengericht ohne mündliche Verhandlung, so wird 
die Verkündung durch Zustellung an die Beteiligten ersetzt. 

§ 42 

Akteneinsicht durch die Verfahrenbeteiligten 

(1) Die Beteiligten können die Gerichtsakten und die dem Kirchengericht 
vorgelegten Akten einsehen und sich durch die Geschäftsstelle auf ihre 
Kosten Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften erteilen lassen. 

(2) Die Entwürfe zu Urteiien~ :Beschlüssen und Verfügungen, die Arbeiten 
zu ihrer Vorbereitung, ferner die Schriftstücke, die Abstimmungen 
betreffen, werden weder vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt. 

§ 43 
Vorlage an die für Verfassungssachen zuständige Kammer 

(1) Ist eine zweite Kammer gebildet worden und hält die nicht mit Ver­
fassungssachen befaßte Kammer eine Rechtsnorm, auf die es für ihre 
Entscheidung ankommt, für mit der Verfassung der Landeskirche nicht 
vereinbar, so legt sie die Sache der für Verfassungssachen zuständigen 
Kammer durch Beschluß vor. Die für Verfassungssachen zuständige 
Kammer entscheidet über die Vereinbarkeit der Rechtsnorm mit der 
Verfassung;§ 46 ist anzuwenden. 

(2) Die für Verfassungssachen zuständige Kammer kann auch in der Sache 
selbst entscheiden, wenn sie spruchreif ist. 

(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2. ergehen gesondert. 
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IU. Absch.:nitt 

Weite:re Verfahrensvorschriften für Verfassungssachen 

§ 44 

Organstreitigkeiten 

Ist das Kirchengericht zur Entscheidung über die Auslegung der Verfas­
sung der Landeskirche aus Anlaß von Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen Organen der Landeskirche über den Umfang ihrer Rechte und 
Pflichten berufen, so ist der Antrag nur zulässig, wenn der Antragsteller 
geltend macht, durch eine Maßnahme oder Unterlassung des Antrags­
gegners in seinen Rechten und Pflichten verletzt oder unmittelbar ge­
fährdet zu sein. 

§ 45 

N l!llrme11kontr0Hsache:n 

Ist das Kirchengericht zur Entscheidung über die Vereinbarkeit von Kir­
chengesetzen, Verordnungen und Satzungen mit der Verfassung der Lan­
deskirche berufän,· so ist der Antrag nur zulässig, wenn der Antragsteller 
eine Rechtsnorm eines Kirchengesetzes, einer Verordnung oder einer Sat­
zung wegen ihrer förmlichen oder sachlichen Unvereinbarkeit mit der 
Verfassung der Landeskirche 

a) für nichtig hält oder 

b) für gültig hält, nachdem ein kirchliches Organ oder eine kirchliche 
Amtsstelle sie als unvereinbar mit der Verfassung der Landeskirche 
nicht angewendet hat. 

§ 46 

Entscheidungen in No:rmenkontroHsachen 

(1) Kommt das Kirchengericht zu der Überzeugung, daß eine Rechtsnorm 
eines Kirchengesetzes, einer Verordnung oder einer Satzung mit der 
Verfassung der Landeskirche nicht vereinbar ist, so stellt es in seiner 
Entscheidung die Nichtigkeit dieser Rechtsnorm fest. Sind weitere 
Rechtsnormen desselben Kirchengesetzes, derselben Verordnung oder 
Satzung aus denselben Gründen mit der Verfassung der Landeskirche 
nicht vereinbar, so kann sie das Kirchengericht ebenfalls für nichtig 
erklären. 

(2) Die Entscheidung des Kirchengerichts nach Absatz 1 hat Gesetzeskraft; 
die Entscheidungsformel ist nach Eintritt der Rechtskraft im kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen. 
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JI:V. Abschnitt 

Weitere Verfahrensvorschriften für Verwaltungssachen 

§ 47 

Zulässigkeit der Klage 

Zur Erhebung der Anfechtungs- und der Verpflichtungsklage ist nur be­
fugt, wer geltend macht, durch den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung 
oder Unterlassung in seinen Rechten verletzt zu sein. 

§ 48 

Vorverfahren 

(1) Sind gegen den Verwaltungsakt aufgrund besonderer Vorschriften 
Rechtsbehelfe (Einspruch oder Beschwerden) im Verwaltungswege ge­
geben, so ist die Klage erst zulässig, wenn die letzte zuständige Instanz 
der kirchlichen Amtsstellen den beanstandeten Verwaltungsakt durch 
mit Gründen versehenden Bescheid bestätigt hat. Die Dienstaufsichts­
beschwerde gilt nicht als ein solcher Rechtsbehelf. 

(2) Ist ein Rechtsbehelf der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Art nicht ge­
geben, ist die Klage· erst zulässig, wenn der Betroffene innerhalb eines 
Monats, nachdem ihm der Verwaltungsakt bekanntgegeben worden 
ist, bei der kirchlichen Amtsstelle, die ihn erlassen hat, schriftlich Ein­
spruch eingelegt und diese den Einspruch durch mit Gründen ver­
sehenen Bescheid zurückgewiesen hat. 

(3) Kann die Aufhebung oder Änderung des Verwaltungsaktes im Ein­
spruchs- oder Beschwerdebescheid einen Dritten beschweren, so soll er 
vor Erlaß dieses Bescheides gehört werden. 

§ 49 

Fristen für die Klage 

(1) Die Anfechtungsklage muß innerhalb eines Monats nach Zustellung des 
auf den Rechtsbehelf ergehenden Bescheides erhoben werden. 

(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend wenn der An­
trag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes abgelehnt worden ist. 

§ 50 

Ausnahmen vom Vorverfahren 

Ist über einen Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes oder über 
einen Rechtsbehelf ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sach­
lich nicht entschieden worden, so ist abweichend von § 48 die Klage un­
mittelbar zulässig. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten 
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seit dem Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes. oder seit der Ein­
legung des Rechtsbehelfs. erhoben werden, es sei denn, daß wegen beson­
derer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Liegt ein 
zureichender Grund dafür vor, daß der beantragte Verwaltungsakt noch 
nicht erlassen oder über den Rechtsbehelf noch nicht entschieden worden 
ist, so setzt das Kirchengericht das Verfahren bis zum Ablauf einer von 
ihm bestimmten Frist, die verlängert werden kann, aus. Wird der Ver­
waltungsakt innerhalb der vom Kirchengericht gesetzten Frist erlassen 
oder dein Rechtsbehelf innerhalb dieser Frist stattgegeben, so ist die 
Hauptsache für erledigt zu erklären. 

§ 51 

Verschweigung 

Die Klage nach § 50 kann nur bis zum Ablauf eines Jahres seit der Stellung 
des Antrages auf Vornahme eines Verwaltungsaktes oder seit der Ein~egung 
des Rechtsbehelfs erhoben werden, es sei denn, daß die Klageerhebung vor 
Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war oder unter 
den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles unterblieben ist. Soweit 
nach Satz 1 die Klage noch nach Ablauf der Jahresfrist erhoben werden 
kann, sind die Vorschrifteq der Verwaltungsgerichtsordnung über die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand entsprechend anzuwenden. 

§ 52 

Klagegegner 

Die Klage ist gegen die kirchlicl1e Amtsstelle zu richten, die den ange­
fochtenen Verwaltungsakt erlassen oder den beantragten Verwaltungsakt 
unterlassen hat. 

§ 53 

Widerklage 

(1) Die Widerklage kann erhoben werden, wenn der Gegenanspruch mit 
dem in der Klage geltend gemachten Anspruch oder mit den gegen 
ihn vorgebrachten Verteidigungsmitteln zusammenhängt. 

(2) Bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen ist die Widerklage aus­
geschlossen. 

§ 54 

BeschTänkte aufschiebende Wirkung der Anfechtung 

(1) Der Einspruch, die Beschwerde und die Anfechtungsklage haben auf­
schieb~nde Wirkung. Die kirchliche Amtsstelle, die den angefochtenen 
Verwaltungsakt erlassen hat, kann jedoch dessen Vollziehung anord-
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nen, wenn sie es im kirchlichen Interesse oder im überwiegenden Inter­
esse eines Beteiligten für geboten hält. Die Anordnung ist schriftlich 
zu begründen, es sei denn, daß Gefahr im Verzuge ist. 

(2) Die Einspruchs- und Beschwerdestelle können, solange das Vorverfah­
ren bei ihnen anhängig ist, die Vollziehung des Verwaltungsaktes aus­
setzen. 

(3) Das Kirchengericht kann auf Antrag die aufschiebende Wirkung ganz 
oder teilweise wiederherstellen; der Antrag ist auch vor Erhebung der 
Anfechtungsklage zulässig. Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der 
Entscheidung schon vollzogen, so kann das ·Kirchengericht die Auf­
hebung der Vollziehung anordnen. Die Wiederherstellung der aufschie­
benden Wirkung kann von Auflagen abhängig gemacht werden. Sie 
kann auch befristet werden. 

~
(4) Beschlüsse über Anträge nach Absatz 3 können jederzeit geändert oder 

aufgehoben werden. 

(5) Die Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4 kann der Vorsitzende 
des Kirchengerichts allein treffen. 

§ 55 

Vergleich 

Um den geltend gemachten Anspruch vollständig oder zum Teil zu erledi- .
gen, können die Bete-iligten zur Niederschrift des Kirchengerichts oder in 
einem Verfahren nach § 26 einen Vergleich schließen, soweit sie über den 
Gegenstand der Klage verfügen können. 

§ 56 

Urteilstenor 

(1) Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger dadurch in 
seinen Rechten verletzt ist, hebt das Kirchengericht den Verwaltungs­
akt und die auf Rechtsbehelf ergangenen Bescheide auf. Ist der Ver­
waltungsakt schon vollzogen, so kann das Kirchengericht auf Antrag 
auch aussprechen, daß und wie die kirchlich.eAmtsstelle dieVollziehung 
rückgängig zu machen '.hat. Dieser Ausspruch ist nur zulässig, wenn die 
kirchliche Amtsstelle dazu in der Lage und diese Frage spruchreif ist. 
Hat sich der Verwaltungsakt vorher durch Zurücknahme oder anders 
erledigt, so spricht das Kirchengericht auf Antrag durch Urteil aus, 
daß der Verwaltungsakt rechtswidrig gewesen ist, wenn der Kläger 
ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat. 

(2) Betrifft der angefochtene Verwaltungsakt eine Leistung in Geld oder 
anderen vertretbaren Sa.chen oder eine Feststellung, so kann das Kir-



247 

chengericht die Leistung in anderer Höhe festsetzen oder die Feststel­
lung durch eine andere ersetzen. 

(3) Kann neben der Aufhebung eines Verwaltungsaktes eine Leistung 
verlangt werden, so ist im gleichen Verfahren auch die Verurteiiung 
zur Leistung zulässig. 

(4) Soweit die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsaktes. rechts­
widrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht 
das Kirchengericht die Verpflichtung der kirchlichen Amtssteile aus, 
den beantragten Verwaltungsakt zu erlassen, wenn die Sache spruchreif 
ist. Andernfalls spricht es die Verpflichtung aus, den Kläger unter 
Beachtung der Rechtsauffassung des Kirchengerichts zu bescheiden. 

§ 57 

Nachprüfung von Ermessensentscbeiduiungen 

Soweit die kirchliche Amtsstelle ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu 
handeln, prüft das Kirchengericht auch, ob der Verwaltungsakt oder seine 
Ablehnung oder Unterlassung rechtswidrig sind, weil die gesetzlichen 
Grenzen des Ermessens überschritten sind·oder von dem Ermessen in einer 
dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch ge­
macht worden ist. 

§ 58 

FeststeUungskfage 

(1) Die Feststellungsklage steht nur demjenigen zu, der ein berechtigtes 
Interesse an der baldigen Feststellung hat. 

(2) Die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines öffentlich­
rechtlichen Rechtsverhältnisses kann nicht begehrt werden, wenn der 
Kläger seine Rechte durch Anfechtungs-, Verpflichtungs- oder Lei­
stungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können. Dies gilt nicht, 
wenn· die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes begehrt 
wird. 

§ 59 

Besl{J)ndere Verfahren in .Aufsichtssachen gegenüber kirchlichen 
Kö:rperschaften 

Ist aufgrund kirchengesetzlicher Regelung die Nachprüfung kirchenauf­
sichtlicher Maßnahmen gegenüber kirchlichen Körperschaften durch das 
Kirchengericht zulässig, so ist binnen der Frist von einem Monat nach 
Bekanntgabe der Maßnahme die Beschwerde an die oberste landeskirch­
liche Aufsichtsbehörde, gegen deren Maßnahmen binnen gleicher Frist 
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der Einspruch bei dieser gegeben. Im übrigen finden die Vorschriften über 
die Anfechtung von Verwaltungsakten Anwendung. Ist die angefochtene 
Maßnahme einer Aufhebung nicht fähig, so spricht das Kirchengericht 
aus, daß die Maßnahme nicht rechtmäßig war. 

§ 60 

Rechtsbehelfsbelehrung 

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt 
mit der Zustellung zu laufen, wenn der Beteiligte über den Rechts­
behelf, die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei denen der Rechts­
behelf anzubringen ist, deren Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich 
belehrt worden ist. 

(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die Einle­
gung des Rechtsbehelfs nur innerhalb eines Jahres seit Zustellung, 
Eröffnung oder Verkündung zulässig, es sei denn, daß die Einlegung 
vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war oder 
die Belehrung dahin erfolgt ist, ein Rechtsbehelf sei nicht gegeben. 
Auf den Fall höherer Gewalt sind die Vorschriften der Verwaltungs­
gerichtsordnung über die Wiedereinsetzung in den vorigen i:?tand ent- -
sprechend anzuwenden. 

§ 61 

Wiede.raufnahme des Verfahrens 

(1) Ein rechtskräftig beendetes Verfahren kann nach den für Streitigkeiten 
vor den staatlichen allgemeinen Verwaltungsgerichten geltenden Vor­
schriften wiederaufgenommen werden. 

(2) Die Befugnis zur Erhebung der Nichtigkeitsklage ur1d der Restitutions­
klage steht auch dem Vertreter des allgemeinen kirchlichen Interesses 
zu. 

V. Abschnitt 

Einstweilige Anordnungen 

§ 62 

(1) Auf Antrag kann das Kirchengericht, auch schon vor Klageerhebung, 
eine einstweilige Anordnung in bezug auf den Streitgegenstand treffen, 
wenn die Gefahr besteht, daß durch eine Veränderung des bestehenden 
Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt 
oder wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnungen 
sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustandes in bezug auf 
einen streitigen Gegenstand zuHissig, wenn diese Regelung, vor allem 
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bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzu­
wenden oder aus anderen Gründen nötig erscheint. 

(2) Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen gelten die auf das Verfahren 
vor den staatlichen allgemeinen Verwaltungsgerichten anzuwendenden 
Vorschriften. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten nicht für die Vollziehung des 
angefochtenen Verwaltungsaktes oder die Beseitigung der aufschieben­
den Wirkung eines Rechtsbehelfs. 

VI. Abschnitt 
Rechtsmittel 

§ 63 

Revision, unanfechtbare Entscheidungen 

(1) Den Beteiligten steht gegen Urteile des Kirchengerichts die Revision 
an das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Vereinigten Evange­
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (Revisionsgericht) nach Maß-
gabe der folgenden Vorschriften zu. · · 

(2) Andere Entscheidungen des Kirchengerichts sind unanfechtbar, soweit 
nicht in dieser Kirchengerichtsordnung etwas anderes ausdrücklich 
bestimmt ist. 

§ 64 

Revisionsgriimde 

Die Revision ist zulässig, wenn Verletzung des von der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands gesetzten Rechts oder des Ver­
fassungsrechts der betreffenden Landeskirche gerügt wird. 

§ 65 

Besondere Revisionsgründe in Ve:rwaltungssachen, 
Nichtzulassungsbeschwerde 

(1) In Verwaltungssachen ist die Revision ferner gegeben, wenn wesent­
liche Mängel des Verfahrens gerügt werden oder wenn sie vom Kirchen­
gericht zugelassen ist. Sie muß zugelassen werden, 

a) wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung über den Bereich 
der Landeskirche hinaus hat, 

b) wenn das Urteil von einer Entscheidung des Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichts der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands abweicht und auf der Abweichung beruhen kann. 
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(2) Die Nichtzulassung der Revision kann selbständig durch Beschwerde 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des mit Gründen versehenen 
Urteils angefochten werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Ge­
schäftsstelle des Kirchengerichts einzulegen. In der Beschwerdeschrift 
muß die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die 
Entscheidung des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands bezeichnet werden, 
von der das Urteil des Kirchengerichts. abweicht. 

(3) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils. 

(4) Über die Beschwerde entscheidet das Revisionsgericht aufgrund schrift­
lichen Verfahrens durch Beschluß, der nicht der Verkündung bedarf. 
Mündliche Verhandlung kann a~geordnet werden. Der Beschluß ist zu 
begründen. 

(5) Mit der Ablehnung der Beschwerde durch das Revisionsgericht oder 
ihrer Rücknahme wird .das Urteil rechtskräftig. Wird der Beschwerde 
stattgegeben, so beginnt mit der Zustellung des Beschwerdebescheides 
der Lauf der Revisionsfrist. 

§ 66 

Behandlung von Verfassungsangelegenheiten im Re.visio:risve:rfahren 

Kommt das Revisionsgericht in Abweichung von der Entscheidung des 
Kirchengerichts zu der Überzeugung, daß eine Rechtsnorm eines Kirchen­
gesetzes, einer Verordnung oder Satzung mit der Verfassung der betref­
fenden Landeskirche nicht vereinbar ist, so finden die Vorschriften des 
§ 46 entsprechende Anwendung. 

§ 67 

Zulässige Revisionsgründe 

(1) Die Revision kann nur auf Rechtsverletzung gestützt werden. 

(2) Das Revisionsgericht ist an die in dem angefochtenen Urteil enthaltenen 
tatsächlichen Feststellungen gebunden, es sei denn, daß fo bezug auf 
diese Feststellungen zulässige und begründete Revisionsgründe vor­
gebracht sind. 

§ 68 

Fristen 

(1) .Die Revision ist binnen Monatsfrist nach Zustellung des mit Gründen 
versehenen Urteils bei der Geschäftsstelle des Kirchengerichts schrift­
lich einzulegen und innerhalb. einer weiteren Frist von einem Monat 
nach Ablauf der Einlegungsfrist zu begründen. Die Frist zur Begrün­
dung der Revision kann auf einen von ihrem Ablauf gestellten Antrag 
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vom Vorsitzenden des Revisionsgerichts verlängert werden. 

(2) Die Beteiligten sind über das Rechtsmittel zu belehren. § ·60 findet ent­
sprechende Anwendung. 

§ 69 

Inhalt der Revision und der Revisionsbegründung 

Die Revision muß das angefochtene Urteil angeben. Die Revision oder 
die Revisionsbegründung müssen einen bestimmten Antrag enthalten, 
die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, 
die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel ergeben. 

§ 70 

Zmriicknahme cle:r Revision 

Für die Zurüclmahme der Revision gilt § 22 Abs. 1 entsprechend. Die 
Zurücknahme bewirkt den Verlust des Rechtsmittels.; das Revisionsgericht 
~ntscheidet durch Beschluß über die Kostenfolge. 

§'71 

Unzulässigkeit von Klageänderung und Beiladung 

Klageänderungen und Beiladungen sind im Revisions.verfahren unzulässig. 

§ 72 

Förmliche Prüfung der Revisicmsvoraussetzungen 

Das Revisionsgericht prüft, ob die Revision statthaft und ob sie in der 
vorgeschriebenen Form und Frist eingelegt und begründet worden ist. 
Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die Revision unzulässig. 

§ 73 

Entscheidungen des Revisionsgerichts 

(1) Ist die Revision unzulässig, so verwirft sie das Revisionsgericht durch 
Beschluß. 

(2) Ist die Revision unbegründ_et, so weist das Revisionsgericht die Revi­
sion. zurück. 

(3) Ist die Revision begründet, so kann das. Revisfonsgericht 
a) in der Sache selbst entsche;iden, 
b) das angefochtene Urteil aufheben und die Sache zur anderweitigen 

Verhandlung und Entscheidung zurückverweisen . 

. (4) Ergeben die Entscheidungsgründe zwar eine Verletzung des bestehen­
den Rechts., stellt sich die Ents.cheidung selbst aber aus anderen Grün­
den als richtig dar, so ist die Revision zurückzuweisen. 
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§ 74 

Verfahrensvorschriften 

Für die Revision gelten die Vorschriften des II. und IV. Abschnitts sinn­
gemäß, soweit s~_ch _nicht au_s diesem Abschnitt und dem von der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands gesetzten Verfahrens­
Techt.etwas. anderes ergibt. 

§ 75 

Verfahrensvorschriften der V E L K D 

Die Vorschriften dieses Abschnitts finden nur Anwendung, soweit das 
Recht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands über 
das Verfahren vor dem Revisionsgericht keine abweichenden Vorschriften 
enthält. 

vn. .Abschnitt 
Kosten des Vedahrens 

§ 76 

Gericihtsko~ten und Kosten der Verfahrens.beteiligten 

(1} Geriehtskosten (Gebühren und Auslagen) werden in Verwaltungssachen 
nach Maßgabe der im Lande Schleswig-Holstein geltenden staatlichen 
Vorschriften mit Ausnahme der Auslagen, die durch Verhandlungen 
außerhalb des Gerichtssitzes entstehen, erhoben. Das Kirchengericht 
kahn ·beschließen, daß von der Erhebung der Gebühren ganz oder teil­
weiSe abzusehen ist. In Verfassungssachen werden keine Gebühren 

: erhoben. 

(2) Das Kirchengericht entscheidet in der Endentscheidung oder durch 
besonderen Beschluß, der nicht der Verkündung bedarf, unter Be­
rücksichtigung : der Entscheidung in· der Hauptsache nach billigem 

· Ermessen über die Verteilung der Gerichtskosten auf die Parteien und 
über die Erstattung von notwendigen Auslagen der Beteiligten und. von 
durch die Vertretung in angemessenem Umfang entstandenen Kosten. 

(3) Soweit ein Vorverfahren stattgefunden hat, sind Gebühren und Aus­
lagen für einen Bevollmächtigten nur erstattungsfähig, wenn das Kir­
chengericht dessen Zuziehung für das Vorverfahren für notwendig 
erklärt. 

(4) Über den Streitwert entscheidet das Kirchengericht mit der Endent­
scheidung oder durch besond.eren Beschluß, der nicht der Verkündung 
bedarf. 

(5) Der Urkundsbeamte des Kirchengerichts. setzt auf Antrag den Betrag 
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der zu erstattenden Kosten fest. Gegen die Kostenfestsetzung ist 
innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung die 
Erinnerung an den Vorsitzenden des Kirchengerichts gegeben. Dieser 
entscheidet endgültig. 

(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 4 sind nicht selbständig 
anfechtbar. 

§ 77 

Entschädigung der Zeuge:n und Sachverständigen 

Zeugen und Sachverständige werden nach den Bestimmungen des Ge­
setzes über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen vom 
26. September 1963 (BGBL I, S. 758) in seiner jeweils geltenden Fassung 
entschädigt. 

§ 78 

Kosten des Revisionsverf ahrens 

Für die Kosten des Revisionsverfahrens gelten die Bestimmungen der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands . 

. VHI. AbsclmitL 
Schllußvorschriften 

§ 79 

Anwendung der Verwaltungsgerichtsordnung· 

Soweit diese Kirchengerichtsordnung keine Vorschriften über das Ver­
fahren enthält, sind die Bestimmungen der Verwalttmgsgerichtsordnung 
vom 21. Januar 1960 (BGBL I, S. 17) in ihrer jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden. 

Die Kirchenleitung 

Verordnung 

iibe:r die Zahlung einer Amtszimmerentschädigung 
vom 8. 5. 197 41: in der geänderten Fassung vom 28. 8. 197 4 

In Änderung des in der Verordnung über die Zahlung einer Unkosten­
pauschale an Pastoren und Vergütung eil'les Unkostenbetrages für die 
Reinigung der Amtszimmer der Pastoren (verkündet im Gesetz- und Ver­
ordnungsblatt Band III S. 82 u. 137) mitgeteilten Satzes für die Reinigung 
des Amtszimmers und unter Einbeziehung einer Heizungskostenpauschale 
beschließt die Kirchenleitung rückwirkend ab 1. 1. 1974 folgende Sätze zu 
zahlen: 

1. Für die Re.inigung des Amtszimmers eine monatliche Unkostenver­
gütung von 40,- DM. 
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2. Für die Beleuchtung des Amtszimmers eine monatliche Unkos:e:1-
vergütung von 5,- DM. 

3. Für die Beheizung des Amtszimmers den Gegenwert von 1500 Lite:·n 
Heizöl mit Preis. vom 1. Oktober des jeweiligen Jahres. 

Gleichzeitig tritt die bisherige Bestimmung über Amtszimmerpauschale 
sowie der Beschluß des Synodalausschusses von 1950 betr. die ·Heizmigs­
kostenpauschale außer Kraft. 

Die Kirchenleitung 

Anweisung 

der Kirchenleiitung betr. Schaffung und Besetzmrn.g von SteHe:n 

vom 28. August 1974 

Die. Kirchenleitung hat in ihrer Sitzung am 28. August 1974 

1. den Landeskirchenrat angewiesen, 

a) Anträge von Kirchengemeinden und Kirche:'lgemeindeve:-bänden auf 
Schaffung von neuen Stellen ab sofort nicht mehr zu genehmigen, 

b) ab sofort keine zur Genehmigung vorgelegten Arbeitsverträge der 
. Kirchengemeinden uri.'d Kirchengemeindeverbände mehr zu geneh­
migen, es sei denn, die Kirchengemeinden und Kirchengemeinde­
verbände können bei Vorlage d,er Verträge nachweisen, daß es sich 
um die Wiederbesetzung einer bereits vorhandenen Stelle handelt. 

2. die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände angewiesen, 

a) zu Beginn eines jeden Rechnungsjahres dem Landeskirchenrat einen 
Stellenplan vorzulegen nach einem vom Landeskirche:i;irat zu ferti­
genden Muster, 

b) dem Landeskirchenrat unverzüglich das Ausscheiden von Mitarbei­
tern unter Angabe der Nummer im Stellenplan schriftlich mitzu­
teilen. 

Die Kirchenleitung 

VerordJnru:ng 

zu§ 35 BAT und§ 27 MTL II vom 28.':A.ugust 1974 

Vorbehaltlich einer späteren gesetzlichen Regelung verordnet die Kirchen­
leitung: 

§ 35 BAT Absatz 1 Buchstaben b-f und§ 27 MTL II Absatz 1 Buch­
staben b-f sind auf die Küster, die Kirchendiener und die Organisten 
im Bereich der Landeskirche Eutin nicht anzuwenden. 

Die Kirchenleitung 
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Ve:rord:m.11ng 

ii.beir die Fll."e:ämachung von Pfar:rdienstwolmunge:n u:nd die Gewährung 
eines Wohnungsbeschaffmngsdarlehns 

vl!llm 5. März 1975 

Die Kirchenleitung hat gemäß Artikel 69 der Kirchenverfassung beschlos-
sen: 

§ 1 

Pastoren, denen eine Pfarrdienstwohnung zugewiesen ist, müssen diese 
innerhalb eines Monats nach ihrem Ausscheiden aus der Pfarrstelle 
räumen. 

§ 2 

Pastoren, die bei Eintritt in den Ruhestand eine Pfarrdienstwohnung frei­
machen müssen, erhalten auf Antrag ein Wohnungsbeschaffungsdarlehn 
aus landeskirchlichen Mitteln. 

§ 3 

Das Wohnungsbeschaffungsdarlehn beträgt 6000,- DM. Es wird zinslos 
gewährt und nach fristgerechter Räumung der Pfarrdienstwohnung aus-·· 
gezahlt. Das Darlehn ist in jährlichen Teilbeträgen von 1200,- DM zurück­
zuzahlen, beginnend nach einem Jahr nach der Auszahlung. 

§ 4 

Die Darlehnsnehmer erhalten einen Tilgungszuschuß. Der Zuschuß beträgt 
nach 10 Jahren im Dienst der Landeskirche jährlich 480,- DM, nach 
15 Dienstjahren jährlich 720,-DM, nach 20 Dienstjahren jährlich 960,-DM, 
nach 25 Dienstjahren jährlich 1200,- DM. Der Zuschuß ist mit den laufen­
den Tilgungsraten des Darlehns zu verrechnen. 

§ 5 

Stirbt der Darlehnsnehmer vor der vollständigen Tilgung des Darlehns, 
so wird der Darlehnsrest erlassen. 

§ 6 

Die Verordnung tritt zum 1. April 1975 in Kraft. 
Gleichzeitig werden der Beschluß der Gesetzgebenden Versammlung vom 
13. Februar 1962 und die Verordnung über die Gewährung einer Über­
gangshilfe bei Freimachung von Pfarrdienstwohnungen vom 13. November 
1968 außer Kraft gesetzt. 

Die Kirchenleitung 






